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PRÄVENTION 

 

Prävention ist in der Zahnmedizin ein bekannter Begriff: Durch früh-

zeitige Maßnahmen werden größere Schäden verhindert oder 

gemildert. Das Konzept lässt sich zumindest teilweise auf die Prä-

vention von Gewalterfahrungen übertragen. Präventionsmaßnah-

men sollen die Zahl gewalttätiger Vorfälle reduzieren, dazu beitra-

gen, dass Beschäftigte auf derartige Vorfälle vorbereitet sind und 

sich am Arbeitsplatz sicher fühlen.  

Es geht nicht darum, Gewalt herbeizureden oder zu dramatisie-

ren. Die Vergangenheit zeigt, dass hauptsächlich Rettungskräfte 

aber auch andere im Gesundheitswesen tätige Personen ver-

mehrt Übergriffen ausgesetzt sind.  

Das Ziel dieser Broschüre ist es, die Handlungskompetenz zu för-

dern, das heißt, durch klare, praxisindividuell anpassbare Ab-

laufstrukturen eine geübte Strategie zu finden und so mehr Sicher-

heit zu schaffen.  

 

AGGRESSIONEN UND GEWALT  

 

Aggressionen und Gewalt am Arbeitsplatz sind inakzeptable Ver-

haltensweisen, die zur Folge haben können, dass Personen physi-

schen, psychischen, sexuellen oder wirtschaftlichen Schaden er-

leiden.  

Der Grund für Gewalt ist vielfältig. Patientinnen und Patienten so-

wie Begleitpersonen erleben in Praxen u.U. Angst, Anspannung, 

Sorge und Ungewissheit, was wiederum zu ungewöhnlichem, un-

erwartetem und unerwünschtem Verhalten führen kann. Neben 
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Angst und Kontrollverlust können der Konsum von Alkohol oder 

anderen Drogen sowie psychiatrische, neurologische oder 

schmerzhafte Erkrankungen bei Patienten und Patientinnen eine 

Rolle spielen. Ganz allgemein kann man sagen, dass die Gewalt-

bereitschaft in den Abendstunden steigt. Auch sind Orte unter-

schiedlich betroffen und/oder durch unterschiedliche Formen von 

Gewalt geprägt. Liegt die Praxis z. B. in einem sozialen Brenn-

punkt, dann ist die Wahrscheinlichkeit höher, auf eine/n gewalt-

bereite/n Patientin/Patienten zu treffen. 

Patientinnen und Patienten, die Schmerzen haben, schätzen ihre 

eigene Lage ggf. als bedrohlich ein. Ihre Gesundheit hängt in die-

sem Moment von ihrem Gegenüber ab. Dazu kommt, dass die 

praxisinternen Abläufe nicht einsehbar und damit schlecht nach-

vollziehbar sind. Gründe für Wartezeiten sind ggf. nicht ersichtlich. 

Dadurch kann ein Gefühl des „Ausgeliefertseins“ entstehen. Unter 

Patientinnen und Patienten existiert eine gefühlte 

„Gerechtigkeitsreihenfolge“, die diese genau im Auge haben. 

 

AUSWIRKUNGEN VON GEWALT 

 

Die Übergänge zwischen den verschiedenen Gewaltformen sind 

fließend. Man unterscheidet nonverbale (Drohende Mimik, Dro-

hende Gestik, Stoisches Ignorieren, Distanzlosigkeit, Nachäffen), 

verbale (Beschimpfungen, Anbrüllen, Anschreien, Beleidigungen,  

Schmähungen, Fluchen, Kritisieren, Anpöbeln, Drohungen) und 

körperliche Gewalt (Kratzen, Beißen, Anspucken, Anrempeln, 

Schubsen, Schlagen, Treten, Würgen, Angriff mit Gegenständen). 

Jedem ist bewusst, dass Gewalt zu psychischer Belastung und 

Ängsten oder körperlicher Verletzung führen kann. Vielen ist nicht 

bewusst, dass das Erleben von Gewalt auch Schuldgefühle, Hilflo-

sigkeit, Enttäuschung bis hin zu Burnout oder zu einer posttraumati-
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schen Belastungsstörung (PTSD) führen kann. Dadurch kann sich 

die Einstellung gegenüber Patientinnen und Patienten ändern 

und die Fähigkeit, Bedürfnisse zu erkennen und sich auf diese Be-

dürfnisse einzulassen, sinken. In der Folge kann sich dies dann 

auch auf die Qualität der Arbeitsleistung auswirken oder zu Ar-

beitsausfällen führen. 

 

MAßNAHMEN ZUM UMGANG MIT 

GEWALT 

 

Der Umgang mit Aggression und Gewalt sollte den Gegebenhei-

ten der Praxis angepasst werden. Das für Sie und Ihre Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter passende Konzept sollten Sie im Team erar-

beiten.   

In den folgenden Kapiteln finden Sie dazu eine Übersicht über or-

ganisatorische, technische und personenbezogene Maßnahmen. 

Am Ende der Broschüre finden Sie Links zu Dokumenten und Vi-

deos, die Sie in der Praxis verwenden können. 

 

VORBEREITUNG UND ORGANISATION  

 

Im ersten Schritt geht es um den Umgang mit dem Thema, d.h. 

wie Sie als Praxis damit umgehen möchten. Gibt es Gewalterfah-

rung oder Sorge wegen zunehmenden Medienberichten aus an-

deren medizinischen Berufen?  

Praxisinhaber/-innen können für dieses Thema sensibilisieren und 

die Möglichkeit anbieten, über Gewalt und Aggressionen jegli-

cher Art am Arbeitsplatz zu sprechen. Der Schritt ist wichtig, um 
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nicht nur auf Situationen zu reagieren, sondern auf Situationen 

vorbereitet zu sein. Zentrale Voraussetzungen dafür sind eine offe-

ne Kommunikations- und Fehlerkultur, sodass ein wertschätzender 

Umgang vorherrscht. Da die Mitarbeiter/-innen in der Regel den 

ersten Kontakt zu Patientinnen und Patienten haben, können sie 

in die Entscheidungen zur Sicherheit eingebunden werden. Dabei 

sollten sich Mitarbeiter/-innen der Unterstützung des Arbeitgebers/

der Arbeitgeberin sicher sein.  

 

Legen Sie ggf. ein Regelwerk für gefährliche Situationen fest: 

• Besprechen Sie die Kommunikation mit aggressiven und ge-

walttätigen Patienten und Patientinnen und die Angebote, 

die die Mitarbeitenden machen können (z.B. Behandlung zu 

verschieben). 

• Besprechen Sie das Verhalten bei unklaren Situationen (z.B. 

kehren Sie der aggressiven Person nicht den Rücken zu). 

• Besprechen Sie mögliche Anpassungen in der Praxis oder im 

Ablauf gemeinsam (z.B. wo ggf. potenziell gefährliche Ge-

genstände aus dem Weg geräumt werden sollten und wel-

che Fluchtwege und Fluchträume es gibt). 

• Sprechen Sie über die Konsequenzen von gewalttätigem 

Verhalten (z.B. Praxisverweis, Polizeiruf). 

•  Verabreden Sie ein Codewort für den Ernstfall.  
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PERSONENBEZOGENE       

MAßNAHMEN FÜR                

BESCHÄFTIGTE  

 

Schulungen und Trainings zur Deeskalation können einen wichti-

gen Beitrag zur Prävention leisten. Hinter Aggressionen verbergen 

sich oft Angst und Kontrollverlust, denen eine geschulte Person 

entgegenwirken kann, ohne die Situation persönlich als belastend 

zu empfinden. Dies setzt voraus, dass das Personal auch die Zeit 

hat, sich mit der Situation zu befassen bzw. genügend Personal zur 

Verfügung steht.  

 

 

 

 

 

 

Eine klare Positionierung der Praxisinhaberin/des Praxisinhabers, 

z.B. in Form eines Aushangs gegen Gewalt am Arbeitsplatz, kann 

bei Beschäftigten das Sicherheitsempfinden steigern und für po-

tenzielle Täter und Täterinnen wird verdeutlicht, dass ihr Verhalten 

Konsequenzen haben wird.  

Beispiele für Aushänge gibt es bei der BGW.  

  

https://publikationen.dguv.de/praevention/gewaltangehen/
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DEESKALATIONSSTRATEGIEN 

UND ERKENNEN VON FRÜH-

WA RNSIGNALEN  

 

Um zu verhindern, dass es überhaupt zu einem Gewaltvorfall 

kommt (Primärprävention), ist das Erkennen von Frühwarnsignalen 

für aggressives Verhalten durch Beobachtung wichtig.  Werden 

die Beschäftigten hierfür sensibilisiert, kann dies die Deeskalations-

arbeit durch möglichst frühes Eingreifen erleichtern.  

Beispiele sind unruhiges Auf- und Abgehen, Schwitzen, das Ballen 

der Fäuste, ein starrer Blick oder das Schlagen gegen Objekte. 

Aber auch wenn die natürliche Distanz unterschritten wird oder 

mit Gegenständen (Zeitung, Stift) geworfen wird, sollte man auf-

merksam werden. Wenn die Beschäftigten entsprechendes Ver-

halten erkennen, können sie ggf. frühzeitig auf diese Personen ein-

gehen, um deeskalierend einzuwirken. Dabei ist die Berücksichti-

gung der Ursache für das aggressive Verhalten wichtig: Handelt 

es sich um reine Ungeduld, ist die Person besonders ängstlich oder 

liegt eine Grunderkrankung vor, die das Aggressionspotenzial er-

höht?  

Aber auch Deeskalationstechniken kommen an Grenzen. Der Ei-

genschutz hat im Zweifel immer Vorrang. Denken Sie daran, recht-

zeitig Hilfe hinzuzuholen und/oder die Situation rechtzeitig zu ver-

lassen. Schulungen werden teilweise seitens der Polizei angebo-

ten.  
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DEESKALATION DURCH     

KOMMUNIKATION  

 

Je nachdem in welcher Situation man sich befindet und wie man 

auch persönlich gerade “drauf“ ist, nimmt jeder eine Beschimp-

fung anders wahr. Persönliche Charaktereigenschaften, die das 

Verhalten beeinflussen, sind ebenso relevant.  

Aber auch Berufs- und Lebenserfahrung der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter haben einen wesentlichen Einfluss auf das Verhalten 

und können den Ablauf sehr unterschiedlich beeinflussen. Mit der 

Berufserfahrung steigt in der Regel auch die Erfahrung im Umgang 

mit aggressiven Patientinnen und Patienten. Mitarbeiter/-innen 

mit weniger Berufserfahrung können sich an den erfahrenen Per-

sonen orientieren. Fühlen sich Beschäftigte in der Nähe von ange-

spannt erscheinenden Personen nicht wohl, muss dieses Bauchge-

fühl immer ernst genommen werden.  

Wie man selbst auf Beleidigungen, Beschimpfungen und Wutaus-

brüche reagiert, hat einen großen Einfluss darauf, wie die Situation 

ausgeht. Auch wir sind nur Menschen und an manchen Tagen 

einfach empfänglicher für verbale Fehltritte von anderen. Des-

halb kann es helfen, sich die Grundregeln der Deeskalation vor 

Augen zu halten und die Situation zu professionalisieren, also nicht 

persönlich zu nehmen.  
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Die Polizei rät zu folgenden Techniken:  

 

Bleiben Sie ruhig! 

Vermeiden Sie Panik und Hektik. Treten Sie gegenüber aggressi-

ven Menschen ruhig, sicher und selbstbewusst auf. Wenn Sie ruhig 

bleiben, sind Sie sicherer in Ihren Handlungen und wirken beruhi-

gend auf andere. Machen Sie sich bewusst, dass Sie nicht persön-

lich gemeint sind. Achten Sie auch auf Ihre Gestik, Mimik, Bewe-

gungen und Ihren Tonfall. Eine neutrale Körpersprache kann dazu 

beitragen eine Situation zu entschärfen. 

 

Kommunizieren Sie mit Ihrem Gegenüber! 

Stellen Sie Blickkontakt her und halten Sie die Kommunikation auf-

recht. Reden Sie ruhig, laut und deutlich. Bleiben Sie sachlich und 

sprechen Sie die Person mit „Sie“ an, denn wenn Sie die Person 

duzen, meinen Außenstehende und mögliche „Helfer“, dass es 

sich um eine private Auseinandersetzung handelt. Wählen Sie Ihre 

Worte bewusst und positiv. Sprechen Sie unangebrachtes Verhal-

ten an, aber werten Sie Ihr Gegenüber nicht persönlich ab. Versu-

chen Sie provozierende Fragen zu ignorieren und die Aufmerk-

samkeit auf das aktuelle Problem zu lenken. Sie haben keinen 

„Erziehungsauftrag“ für eine/n auffällige/n Patientin/Patienten! 

Arbeiten Sie gerade an der Patientin/am Patienten, schieben Sie 

Ihren Stuhl nach hinten, um die natürliche Distanzzone wiederher-

zustellen.  

Nicht jeder kann Gefühle wie Angst gut kommunizieren, wenn Sie 

Sorgen erkennen und es sich zutrauen, können Sie auf Sorgen des 

Patienten/der Patientin eingehen.  
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Bleiben Sie souverän! 

Drohen, beleidigen und provozieren Sie nicht. Seien Sie sich über 

Ihre Position im Klaren und sagen Sie deutlich, was Sie wollen. Wü-

tende oder aggressive Patientinnen und Patienten können 

schlechter rationale Entscheidungen treffen. Es kann helfen, der 

Person Zeit zu geben, Vorschläge in Ruhe zu überdenken. Die Nä-

he einer zahnärztlichen Behandlung ist in dem Fall an diesem Tag 

nicht sinnvoll für alle Beteiligten. Lassen Sie Stille zu, um der Person 

die Möglichkeit zu geben, zur Ruhe zu kommen und über die Situ-

ation nachzudenken.   

 

Holen Sie sich kollegiale Unterstützung! 

Können Sie einen Konflikt nicht beilegen, rufen Sie eine Kollegin 

oder einen Kollegen hinzu, um Öffentlichkeit zu erzeugen. Perso-

nelle Überlegenheit führt häufig zur Beruhigung einer Situation und 

beim Gegenüber entsteht das Gefühl, dass er viele „Gegner“ hat.  

 

Entziehen Sie sich körperlichen Angriffen! 

Ziehen Sie sich sofort zurück, machen Sie auf Ihre Lage aufmerk-

sam. Vermeiden Sie Körperkontakt! Ihre Gesundheit ist wichtiger 

als Instrumente, Akten oder die Zimmereinrichtung. 

 

Holen Sie Hilfe! 

Lösen Sie Alarm aus und wählen Sie den Polizeinotruf 110. Wenn 

Sie mit dem Handy anrufen, dann den genauen Ort angeben, 

denn der Notruf kann in einer anderen Stadt auflaufen!  
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KÖRPERINTERVENTIONEN  

 

Ziel ist, dass körperliche Interventionen erst gar nicht zum Einsatz 

kommen müssen – die Deeskalation mittels Kommunikation hat 

Priorität. 

Die Anwendung von Befreiungstechniken ist möglich, setzt aber 

eine gewisse Routine voraus, damit diese in der Stresssituation ent-

sprechend angewendet werden können. Techniken sind nach 

einmaligem bzw. unregelmäßigem Training nicht in Stresssituatio-

nen abrufbar. Wenn ein Training in Frage kommt, sollten primär 

Techniken erlernt werden, mit denen man sich leicht befreien 

kann, da sie wenig Kraft erfordern und keine Gegenaggression 

auslösen.  

 

 

 

 

Notwehr und Notstand 

Beschäftigte dürfen Angriffe und Gefahren von sich und anderen 

abwenden (Notwehr und Notstand, §§ 32–35 StGB).  

Notwehr nach § 32 StGB ist die Verteidigung, die erforderlich ist, 

um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder ei-

nem anderen abzuwenden! Es muss beachtet werden, dass jede 

Verteidigungstechnik auch eine Angriffskomponente hat.  
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RÄ UMLICHE MAßNAHMEN  

 

Fluchtwege 

Fluchtwege und Fluchträume sollten allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern bekannt sein. Aggressiven Personen oder Personen, 

deren Handlungen nicht eingeschätzt werden können, sollte nicht 

der Rücken zugedreht werden. Es kann sinnvoll sein, sich nahe 

dem Fluchtweg oder einer Tür zu positionieren. Vermeiden Sie in 

diesen Fällen auch Ecken und halten Sie Abstand zu Treppen, 

Geländern und Fenstern.  

Berufskleidung darf die Bewegungsfreiheit nicht einschränken. 

Das Tragen von Schlüsselbändern oder Ketten um den Hals sollte 

nicht nur aus hygienischen Gründen vermieden werden. Aggressi-

ve Personen könnten danach greifen oder reißen. Geschlossenes, 

standsicheres und rutschfestes Schuhwerk ist von Vorteil.  

Für eine angenehme Atmosphäre sorgt auch eine angemessene 

Klimatisierung. Natürliches Licht ist insbesondere im Wartebereich 

und Behandlungszimmer wichtig. Räume ohne Fenster erschwe-

ren die Orientierung, was vor allem bei Patientinnen und Patien-

ten mit Demenzerkrankungen problematisch ist. 

 

Anmeldung 

Mitarbeitende an der Anmeldung und in den Behandlungszim-

mern sollten ihren Arbeitsplatz in gefährlichen Situationen schnell 

verlassen können. Dabei sollte klar kommuniziert sein, aus wel-

chem Raum eine Flucht wohin möglich ist. Im Weg stehende Ein-

richtungsgegenstände sollten umplatziert werden, wenn die Ge-

fahr besteht, darüber zu stolpern.   
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Nachts und im Notdienst können Eingangstüren verschlossen blei-

ben, der Zugang muss dann aber durch eine/n Mitarbeiterin/

Mitarbeiter oder elektronische Systeme klar geregelt sein.  

 

Alarmsysteme 

Ist eine Situation unklar oder zeichnet sich ein aggressiver Um-

gangston schon ab, sollten Mitarbeiter/-innen möglichst frühzeitig 

informiert werden.  

Durch Alarmsysteme können andere Mitarbeiter/-innen in gefähr-

lichen Situationen laut oder still informiert und Unterstützung ange-

fordert werden. Da Notfallknöpfe aber selten genutzt und damit 

der Umgang unklar sein kann oder Sie im Akutfall unerreichbar 

und damit nutzlos sein können, können Kurzwahltasten am Telefon 

oder Tastenkombinationen bzw. Notfallsymbole am PC eingerich-

tet werden, auch um das Einwählen längerer Nummern zu ver-

meiden. 

 

Akustische Taschenalarmgeräte  

Taschenalarme, die am Schlüsselbund getragen werden, geben 

im Notfall einen lauten und schrillen Ton ab und alarmieren so alle 

Personen im Umfeld. Sie sind kostengünstig, einfach zu tragen und 

schnell verfügbar. 

  

Videoüberwachung 

Die Installation einer Überwachungskamera fördert das Gefühl 

von Sicherheit und hilft bei der Dokumentation von Vorfällen. Da 

jedoch der Datenschutz berücksichtigt werden muss, muss eine 

rechtliche Grundlage vorliegen. Aufgrund der komplexen Anfor-

derungen verzichten wir an dieser Stelle auf eine weitere Ausfüh-

rung. Ausführliche Informationen finden Sie in der Broschüre 
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„Prävention von Aggressionen und Gewalt gegenüber Beschäf-

tigten in der Notaufnahme - Forschungsergebnisse und Pra-

xistipps“ des UKE unter dem Punkt 4.4 Videoüberwachung.   

Gleiches gilt für die Möglichkeit, eine Person mit dem Smartphone 

zu fotografieren oder zu filmen. Dies kann später als Beweis sinn-

voll sein, stellt aber in der Gefahrensituation eine mögliche Provo-

kation dar und ist daher in den meisten Fällen nicht zu empfehlen. 

Auf keinen Fall dürfen so entstandene Bilder später in (sozialen) 

Medien verfügbar gemacht werden. 

 

Wartezimmer 

Die Privatsphäre, insbesondere beim Ausfüllen der Anamnese, 

sollte immer gegeben sein. Dies gilt auch für die Einsicht in private 

Informationen wie die Patientenakte. Idealerweise sollte das War-

tezimmer einsehbar sein, um bei gesundheitlichen Zustandsver-

schlechterungen, sowie in Gewaltsituationen schneller reagieren 

zu können.  Patientinnen und Patienten fühlen sich auch eher ge-

sehen, wodurch ggf. weniger das Gefühl aufkommt, vergessen 

worden zu sein.  

Eine ruhigere Atmosphäre in der gesamten Praxis reduziert den 

Stress nicht nur für Patientinnen und Patienten. Durch eine räumli-

che Trennung von Anmelde-, Warte- und Behandlungsbereich 

überträgt sich Unruhe nicht. Sitzgelegenheiten sollten ausreichend 

Abstand zueinander haben. Unerwünschte Nähe kann Stress zu-

sätzlich erhöhen.  

In besonders herausfordernden Gegenden oder bei wiederholter 

Konfrontation können Gegenstände, die als Waffe verwendet 

werden können, entfernt bzw. befestigt werden, Stühle und Tische 

beispielweise an der Wand oder am Boden montiert werden und  

Glas durch Plastik ersetzt werden. Behandlungsutensilien können 

ggf. nicht auf einem Tray im Behandlungszimmer, sondern ggf. 
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auf einem Rollwagen außerhalb der Reichweite des Patienten 

während der Behandlung positioniert werden. 

Die meisten Patientinnen und Patienten haben mittlerweile das 

eigene Smartphone dabei. Frei zugängliches WLAN, Steckdosen 

und Ladekabel können helfen, Wartezeiten zu überbrücken. 

 

Aufenthaltsräume 

Der Zugang zu Aufenthalts- oder Umkleideräumen sollte nur be-

rechtigten Personen möglich sein. Heutzutage sind elektronische 

Lösungen wie elektronische Türcodes nicht mehr kostspielig.  Der 

Aufenthaltsraum kann auch als Schutzraum genutzt werden. Falls 

die Mitarbeitenden angegriffen werden, können Sie sich dort ein-

schließen. Es ist hilfreich, wenn die Tür außen statt einer Klinke nur 

einen Türknauf hat und nur mit einem Schlüssel oder einem Code 

zu öffnen ist. In diesem Raum muss ein Telefon/Smartphone sein, 

um ggf. die Polizei alarmieren zu können. 

 

EXKURS KULTURELLE          

MISSVERSTÄNDNISSE  

 

Es gibt Unterschiede zwischen kollektivistischen Kulturformen und 

der eher individualistisch geprägten westlichen Gesellschaft. In 

kollektivistischen Kulturen ist die soziale Zuwendung eine wichtige 

Bewältigungsstrategie bei Krankheiten, die Erkrankten nehmen 

eine eher passive Rolle ein. Die Personen werden nicht allein ge-

lassen und die Familie kümmert sich fürsorglich, was u.U. zu der 

Anwesenheit von (zu) vielen im Personen Behandlungszimmer füh-

ren kann.  
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Die Unterschiede im erwarteten Verhalten können für Irritationen 

sorgen, nicht verstanden und/oder auf Basis von Sprachbarrieren 

von allen Seiten falsch interpretiert werden. Das kann auch bei 

Beschäftigten zu Überforderung sowie einer inneren Abwehrhal-

tung führen. Sprachbarrieren sollten, wenn möglich, durch Mutter-

sprachler aus dem Kreis der Mitarbeitenden abgebaut werden. 

Nützlich sind auch webbasierte Sprachhilfen/

Übersetzungsprogramme auf dem Handy, die eingesetzt werden 

können. Poster und Plakate in mehreren Sprachen können dar-

über hinaus erste Missverständnisse beseitigen. 

 

MELDESYSTEME  

 

Patientenakte  

Die Dokumentation eines Gewaltvorfalls sollte die Aspekte bein-

halten, die für den Verlauf oder zur Vorwarnung von Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern relevant sind. Stichpunktartig dokumentiert 

werden sollten die Art der Gewalt (z. B. verbale oder körperliche 

Gewalt) sowie die Konsequenzen (polizeiliche Anzeige, Hausver-

bot). Auf emotional begründete Hinweise sollte verzichtet wer-

den.  

Ein zusätzlicher Hinweis im Hinweisfeld kann für zukünftige Behand-

lungen eingefügt werden. Sollte die Akte im Beisein des Patien-

ten/der Patientin sichtbar sein, kann eine nur intern nachvollzoge-

ne Codierung genutzt werden.    

Zur Dokumentation des Vorfalls im Rahmen des Arbeitsschutzes 

kann eine separate Dokumentation im Verbandbuch sinnvoll sein. 

Diese ist vor allem dann wichtig, wenn eventuell notwendiger 

Nachsorgebedarf nachvollzogen werden muss.  Zeichnet sich ei-

ne Häufung von Vorfällen ab, sollte ein (analoges oder digitales) 
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Meldesystem erstellt werden. Meldungen sollten anonym und 

müssen sanktionsfrei möglich sein.  

 

HAUSVERWEIS  UND          

HAUSVERBOT  

 

Bei aggressivem Verhalten von Patientinnen und Patienten kann 

ein Hausverweis und Hausverbot ausgesprochen werden. Das 

Hausverbot ist auch ein klares Signal, dass der Arbeitgeber/die 

Arbeitgeberin keine Gewalt toleriert.  

Ein Verstoß gegen das Hausverbot kann den Straftatbestand des 

Hausfriedensbruchs (§ 123 Strafgesetzbuch – StGB) erfüllen. 

 

STRAFANZEIGE  

 

Betroffene können Strafanzeige erstatten. Die Entscheidung dar-

über sollte maßgeblich bei der oder den Betroffenen liegen. Das 

Stellen einer Strafanzeige trägt dazu bei, die Dunkelziffer zu sen-

ken. Beim Stellen der Strafanzeige sollte zum Schutz der Beschäf-

tigten während des gesamten Verfahrens nicht deren private 

Wohnanschrift, sondern die Dienstadresse angegeben werden. 

Es ist sinnvoll, sich bereits im Vorfeld mit den Verfahren und Abläu-

fen auseinanderzusetzen, beispielsweise durch Kontaktaufnahme 

mit der örtlichen Polizeidienststelle oder dem Bezirksdienstbeam-

ten. So können Abläufe und zuständige Personen benannt und 

evtl. die direkte Durchwahl zur örtlichen Polizeidienststelle (zur Ver-

meidung eines Anrufs bei einer ggf. übergeordneten Leitstelle zur 

Zeitersparnis) festgehalten werden. 
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Die Polizei verfügt über Expertise im Zusammenhang mit Gewalt. 

Teilweise werden sogar Begehungen seitens der Polizei angebo-

ten und zur Gewaltprävention beraten. Auch bei der Erstellung 

von Alarmierungsketten kann die Polizei ggf. unterstützen.   

 

UMGANG MIT TRAUMATISIERTEN    

PERSONEN 

 

Die Vermittlung von Sicherheit und Schutz ist für Betroffene nach 

einer Erfahrung mit massiver verbaler oder körperlicher Gewalt 

vorrangig. Wenn möglich, sollte die Person einen geschützten Be-

reich mit ruhiger Atmosphäre aufsuchen können. Eine 

(idealerweise geschulte) Ersthelferin sollte die Betreuung der Per-

son übernehmen. Bei sexualisierten Übergriffen sollte auf gleichge-

schlechtliche Betreuung Wert gelegt werden.  

Die Reaktionen auf das Erlebnis können sehr unterschiedlich sein 

und es gibt keine „falsche Reaktion“. Auch Emotionen können 

sehr unterschiedlich ausfallen. Es muss nicht über das Erlebte ge-

sprochen werden. Zeigt die/der Betroffene Zeichen von Kontroll-

verlust/Hilflosigkeit, kann man entgegenwirken, indem Betroffenen 

Kontrolle über die Situation gegeben wird, sie beispielsweise zu-

nächst an einfachen Entscheidungen beteiligt werden. Sie sollten 

auch bei der Entscheidung über eine Strafanzeige oder andere 

Konsequenzen (Hausverbot etc.) eingebunden werden. 

Sollten Betroffene die Praxis nach einem Vorfall möglichst schnell 

verlassen wollen, sollte vorher eine Begleitung für den Heimweg 

und die weitere soziale Anbindung sichergestellt sein.  

Es ist Aufgabe des Praxisinhabers/der Praxisinhaberin, dass keine 

möglicherweise anhaftenden Stigmen entstehen. Das Opfer hat 

keine Schuld, Schuld hat immer der Täter. 
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LINKS 

 
Beispiele für Aushänge der BGW   

Übersicht für das Verhalten bei Gewalt, das Aachener Modell 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://publikationen.dguv.de/praevention/gewaltangehen/
https://forum.dguv.de/ausgabe/3-2023/artikel/gewaltpraevention-im-oeffentlichen-dienst-in-nordrhein-westfalen
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NOTIZEN 
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